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1 Einleitung 

 

In den vergangenen Jahren sind die Sanktionen zu einem geläufigen Instrument der 

Außenpolitik der Europäischen Union (EU) geworden. 

Dafür gibt es mehrere Gründe. Die Globalisierung verursacht starke Verbindungen 

zwischen Staaten sowie zwischen Menschen und Staaten. Gleichzeitig führt die Globa-

lisierung zu starkem grenzübergreifenden Wirtschaftsverkehr. Der Charakter von Sank-

tionen entwickelt sich schnell zu grenzübergreifenden Sanktionen.1 

„Fordert ein Land, z.B. durch eine eindeutige Verletzung des Völkerrechts, die interna-

tionale Staatengemeinschaft heraus, so kann diese auf dreierlei Art reagieren: Sie 

kann rein verbal reagieren, militärisch intervenieren oder Sanktionen verhängen.“2 Mili-

tärisches Eingreifen und Verhandeln schließen sich tatsächlich aus. Sanktionen als Akt 

politischer Kommunikation haben demgegenüber gerade den Vorteil, dass sie es er-

lauben, gleichzeitig auch verbal miteinander zu kommunizieren. 

Als Instrument der Konfliktregelung können die Sanktionen im Vergleich zu diplomati-

schen Verhandlungen größeren Druck auf die Konfliktpartner ausüben. Gleichzeitig 

verbleiben sie „unterhalb der Schwelle einer militärischen Intervention.“3 

Die Sanktionen können langfristige Wirkung auf ihren Adressaten haben. Aus diesem 

Grund ist eine gründliche Analyse von möglichen Folgen, Kosten, Erfolgsaussichten 

der Sanktionen notwendig. 

In meiner Bachelorarbeit möchte ich die Sanktionen gegen Russland betrachten. Seit 

März 2014 hat die Europäische Union Sanktionen gegen Russland verhängt. Der 

Grund dafür war die Politik Russlands in der Krise um die Ukraine. Im Jahr 2014 an-

nektierte Russland die Krim, eine Halbinsel der Ukraine zwischen dem nördlichen 

Schwarzen Meer und dem Asowschen Meer, was zu dem kriegerischen Konflikt in der 

Ostukraine führte. Im April 2014 hat der Konflikt im Donbass angefangen. Während-

dessen haben die pro-russischen Separatisten die Volksrepubliken Donezk und 

Lugansk ausgerufen. Die Volksrepubliken wurden allerdings international nicht aner-

kannt. Die Beschuldigungen, die Volksrepubliken mit Waffen und Personal zu unter-

stützen, bestreitet Russland nach wie vor. 

 
1 Valta, 2019, S.3. 
2 Zweybert, 2014. 
3 Schüssler, 2006, S. 8. 
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Seit dem Jahr 2014 verhängten die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union Wirt-

schaftssanktionen gegen Russland und gegen einzelne russische Staatsbürger. Als 

Antwort darauf hat Russland seine Sanktionen gegen die Mitgliedsstaaten der EU er-

lassen. Die gegenseitige Abhängigkeit zwischen EU und Russland ist der Grund dafür, 

dass die Sanktionen starke Rückwirkungen auf die beiden Parteien haben. 

Die Hauptforschungsfrage der Bachelorarbeit ist, ob die Sanktionen gegen Russland 

ein wirksames Instrument zur Durchsetzung europäischer Ziele sind. Dafür werden die 

Ziele und auch die Ergebnisse der Sanktionen zusammengefasst und analysiert. 

Außerdem wurde die Frage „Welche Wirkung haben die Sanktionen auf die Handels-

beziehungen und auf die wichtigsten Wirtschaftssektoren Russlands?“ behandelt. 

Am Anfang der Bachelorarbeit werden theoretische Grundlagen behandelt. Bei der 

Analyse des Begriffes „Sanktionen“ werden unter anderem besondere Merkmale ge-

nannt, welche die Sanktionen von anderen Maßnahmen unterscheiden und der Begriff 

„Sanktionen“ auf die „Sanktionen der EU“ konkretisiert. Das Erläutern von Prinzipien 

und Zielen der Sanktionen im Europäischen Recht hat als Ziel, ein besseres Verständ-

nis für die analysierte Materie zu gewinnen. 

Im nächsten Kapitel werden die rechtlichen Seiten des Themas behandelt: allgemeine 

Rechtsgrundlagen für die Sanktionen und die Grenzen des Gebrauchs von Sanktionen. 

Danach werden die konkreten, gegen Russland beschlossenen Sanktionen, innerhalb 

der rechtlichen Sanktionsmöglichkeiten eingeordnet, ein chronologischer Verlauf der 

Sanktionierung aufgestellt und der mögliche weitere Spielraum analysiert. 

In meiner Bachelorarbeit möchte ich besondere Aufmerksamkeit den Handels- und 

Wirtschaftssanktionen widmen. Diese, durch die Globalisierung und den nationalen 

Handel ermöglichten Sanktionen, haben eine besonders starke Wirkung auf die Wirt-

schaft des sanktionierten Landes. Außerdem wurden gegen Russland hauptsächlich 

die ökonomischen Sanktionen angewendet. 

Im Bezug auf diese Sanktionen wurden die Fragen von ihrer Wirkung auf die Handels-

beziehungen und auf die wichtigsten Wirtschaftssektoren Russlands behandelt. 

Die Frage der Wirksamkeit der Wirtschaftssanktionen und die Analyse der Gründe da-

für wird am Ende der Bachelorarbeit analysiert. „Die empirische Forschung zu Sanktio-



  3 

nen stützt in der Regel die zurückhaltende Bewertung der Wirksamkeit von Sanktions-

regimen.“4 

  

 
4 Deutscher Bundestag, 2020, S. 12. 
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2 Theoretische Grundlagen der ökonomischen Sanktionen 

2.1 Definition 

 

Laut Bernhard Koch wurde der Begriff „Sanktion“ nicht sehr genau und nicht präzise 

definiert. „Eine sancio war eine festgesetzte Strafbestimmung in Gesetzen oder ein 

Vorbehalt bei Bündnisverträgen. Die Sanktion bestimmte, wann das Bündnis aufgeho-

ben wird oder was auf den Bruch eines Gesetzes folgt.“5 

Um den Begriff zu spezifizieren schlägt der Autor vor, sich auf das Völkerrecht und auf 

die Völkerrechtlichen Subjekte zu konzentrieren, wobei einer von ihnen die Maßnah-

men unternimmt, mit dem Ziel, das Handeln vom anderen Subjekt zu verändern und 

dadurch sich und andere Subjekte zu verteidigen. Es handelt sich hauptsächlich um 

Handels- und Reisebeschränkungen. Dabei verbietet das sanktionierende Subjekt sei-

nen Bürgern oder juristischen Personen die Wirtschaftsbeziehungen mit dem sanktio-

nierten Subjekt.6 

Im Europarecht wird der Begriff „Sanktionen“ synonym zur Bezeichnung „restriktive 

Maßnahmen“ verwendet.7 Die Europäische Union verwendet folgende Definition der 

Sanktionen: „Maßnahmen…, die dazu dienen, die diplomatischen oder wirtschaftlichen 

Beziehungen zu einem oder mehreren Drittländern auszusetzen, einzuschränken oder 

vollständig einzustellen und die darauf abzielen, eine Änderung bei bestimmten Hand-

lungen oder Politiken herbeizuführen …“.8 

Der Rat der Europäischen Union und der Europäische Rat definieren auf ihrer Websei-

te Sanktionen im weiteren Sinne als „präventive Maßnahmen, die es der EU ermögli-

chen, auf politische Herausforderungen und Entwicklungen, die ihren Zielen und Wer-

ten entgegenstehen, rasch zu reagieren“.9 

Bei gezielten Sanktionen werden drei Gruppen von Maßnahmen unterschieden. Zur 

ersten Gruppe gehören diplomatische Sanktionen, zum Beispiel die Ausweisung von 

Diplomaten, Begrenzung von zwischenstaatlichen Kontakten, der Ausschluss von Län-

dern aus internationalen Organisationen. Zur zweiten Gruppe gehören persönliche 

Sanktionen, die gegen einzelne Personen des sanktionierten Landes verhängt werden. 

Dazu gehören das Reiseverbot (Verbot in die EU einzureisen oder Verbot den EU-
 

5 Koch, 2018, S. 352. 
6 Vgl. Koch, 2018, S. 352-353. 
7 Vgl.  Evaluierung der EU-Sanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der  
Menschenrechte. Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. September 2008 zur Evaluierung 
der EUSanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der Menschenrechte, Buchst. 
K. 
8 Ebd., Buchst. I. 
9 Verschiedene  Arten von Sanktionen,  2019 
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Mitgliedsstaat zu verlassen) und Sperrung von Bankkonten. Zur dritten Gruppen zählen 

die Sanktionen, die auf die einzelnen Wirtschaftssektoren des sanktionierten Landes 

gerichtet sind. 

Der Begriff Wirtschaftssanktionen, wie auch der Begriff Sanktionen ist kein Rechtsbe-

griff und kann sich von der Praxis abhängig, verändern. Die Wirtschaftssanktionen un-

terscheiden sich von anderen Sanktionen durch ihre wirtschaftliche Art und wirtschaftli-

che Instrumente. Dabei handelt es sich um Maßnahmen, „die eine Ablehnung vom 

Handeln des Zielstaates ausdrücken und diesen zur Änderung seines Verhaltens oder 

gar seiner Regierung bewegen sollen.“10 

Auf der offiziellen Webseite des Europäischen Rates und des Rates der Europäischen 

Union sind die Wirtschaftssanktionen als „Einschränkungen für bestimmte Wirtschafts-

zweige, u. a. Einfuhr- oder Ausfuhrverbote für bestimmte Güter, Investitionsverbote der 

Erbringung bestimmter Dienstleistungen…“11 definiert. 

2.2 Ziele und Prinzipien 

 

Der Titel V des Vertrags über die Europäische Union (EUV) ist eine der Grundlagen für 

die Sanktionen der Europäischen Union. Aus dem Grund kann man die Ziele, die im 

Artikel 21 EUV zu den Zielen der Sanktionen zählen. Das sind die Stärkung der Demo-

kratie, Rechtsstaatlichkeit, Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die 

Achtung der Menschenwürde, der Grundsatz der Gleichheit, der Grundsatz der Solida-

rität sowie die Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des 

Völkerrechts. 

Auf der offiziellen Webseite des Europäischen Rates und des Rates der Europäischen 

Union wurden die folgenden wichtigsten Ziele von Sanktionen aufgelistet: 

• Wahrung der Werte, der grundlegenden Interessen und der Sicherheit 

der EU 

• Friedenserhaltung 

• Festigung und Förderung von Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, den 

Menschenrechten und den Grundsätzen des Völkerrechts 

• Verhütung von Konflikten und Stärkung der internationalen Sicherheit 12 

In dieser Auffassung sind die Ziele der Sanktionen sehr allgemein. 

 
10 Valta, 2019, S. 4. 
11 Verschiedene Arten von Sanktionen, 2019. 
12 Sanktionen: Wann und Wie die EU restriktive Maßnahmen verhängt, 2020. 
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Das genaue Definieren der Sanktionsziele spielt eine entscheidende Rolle für die Ant-

wort auf die Frage, wie sinnvoll die Sanktionen in jedem konkretem Fall sind und für die 

Erfolgsanalyse der bestehenden Sanktionen. 

Die Sanktionsziele können breit oder eng aufgefasst werden. 

Bei breiterer Auffassung gehören zu den Zielen von Sanktionen außer den Hauptzielen 

auch die Abschreckung, die Demonstration der Ablehnung der Politik des Empfängers 

der Sanktionen, sowie die Einengung seines Handlungsspielraums.13 Breitere Auffas-

sung führt also zu besseren Chancen, dass zu mindestens ein Teil der Sanktionen 

erreicht wird. 

Kulessa und Starck unterstreichen auch die Bedeutung des Abschreckens für andere 

Akteure als Ziel der Sanktionen. „Durch die Demonstration internationaler Rechts-

durchsetzung sollen schließlich auch andere Staaten von Verletzung ihrer völkerrecht-

lichen Pflichten abgeschreckt werden“14 

Konkret im Fall von Russland sollen die Sanktionen vermitteln, dass das Prinzip der 

souveränen Gleichheit aller Staaten die Möglichkeit ausschließt, dass „kleine oder 

schwache Staaten zur Befriedigung der Ansprüche starker und aggressiver Mächte 

geopfert werden“.15 Gleichzeitig sind die Sanktionen die Botschaft an Mitgliedsstaaten 

an der Ostgrenze der Europäischen Union, die große Anteile an russischer Bevölke-

rung haben, mit dem Versprechen von sicheren Grenzen.16 

Fraglich ist, ob die symbolischen Ziele die Ergebnisse der Sanktionen nicht verfäl-

schen. Das Europäische Parlament warnt vor einer symbolischen Funktion von Sankti-

onen. Die Wahrnehmung der Sanktionen als eher symbolische Mittel kann im Ergebnis 

zu ihrer Abwertung führen.17 Dr. Bernhard Koch hat auch eine kritische Haltung zu den 

Sanktionen aus symbolischen Gründen. Solche Sanktionen verletzen, laut Autor, die 

Anforderung der Wirksamkeit. 

Dr. Bernhard Koch beschreibt das Ziel von Strafsanktionen „nicht in sich selbst, son-

dern in einem zu erreichenden (Rechts-)Zustand in der Zukunft“.18 Hier geht es um die 

engere Auffassung der Sanktionsziele. 

 
13 Vgl. Götz, 2014, S. 3. 
14 Kulessa, Starck, 1997, S.4. 
15 Gareis, 2014, S. 265. 
16 Vgl. Gareis, 2014, S. 266. 
17 Vgl. Evaluierung der EU-Sanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der Men-
schenrechte. Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. September 2008 zur Evaluierung der 
EUSanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der Menschenrechte, Ziff. 4. 
18 Koch, 2018, S. 154. 
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Bei dieser Auffassung gilt zum Beispiel die Verhaltensänderung als eine Folge des 

Sanktionsdrucks als Erfolg. Laut Kulessa, „… können Sanktionen … nur dann als wirk-

sam erfolgreich bewertet werden, wenn sie die Politik des sanktionierten Staates tat-

sächlich beeinflussen und dieser die Bedingungen der Sanktionsbeschlüsse erfüllt, 

also die als friedensstörend oder –gefährdend eingestufte Handlung nicht fortsetzt.“19 

Einige Autoren finden, dass die begrenzten Zielsetzungen viel bessere Chancen mit 

sich bringen, erreichbar zu werden.20 Was allerdings bei dem Ziel Gefangenenaus-

tausch stimmen kann, ist bei der Zielsetzung Politikänderung des Adressaten der 

Sanktionen, viel schwerer zu erreichen. 

Fraglich ist auch, ob der ökonomische Schaden zu den direkten oder indirekten Zielen 

der Sanktionen zählen kann. Laut einigen Autoren, gehört die Notwendigkeit, einen 

Schaden bei dem sanktionierten Subjekt zu verursachen, zu der notwendigen Bedin-

gung von Sanktionen, die sie von anderen Maßnahmen unterscheidet.21 

Es gibt auch Meinungen, dass das Empfängerland ökonomisch zu schwächen, nicht 

das Ziel von ökonomischen Sanktionen sein soll. 

Betreffend Sanktionen gegen Russland betonte der damalige deutsche Außenminister 

Frank-Walter Steinmeier in seiner Rede Ende November 2014: „… es ist nicht Ziel un-

serer Sanktionen, Russland ökonomisch niederzuringen. … Ein destabilisiertes, gar 

kollabierendes Russland ist am Ende für sich selbst und andere die viel größere Ge-

fahr.“22 

Das Dokument des Rats „Grundprinzipien für den Einsatz restriktiver Maßnahmen“ und 

die „Evaluierung der EU-Sanktionen“ sind die Grundlagen für die Antwort auf die Fra-

ge, was die wichtigsten Prinzipien der EU-Sanktionen sind. 

Laut Prinzip Nr. 1 „Grundprinzipien für den Einsatz restriktiver Maßnahmen (Sanktio-

nen)“ orientieren sich Sanktionen der EU auf die Grundsätze und Ziele der Charta der 

Vereinten Nationen und Ziele der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 

(GASP), die in Kapitel 2 des Vertrages über die Europäische Union verankert sind. 

Außerdem müssen die Sanktionen der Gesamtstrategie der Union nicht widersprechen 

und das letzte Mittel zur Verfolgung ihrer Ziele sein.23 

 
19 Kulessa, 2014, S.267. 
20 Vgl. Deutscher Bundestag, 2020. 
21 Vgl. Hafner, 2016, S. 396. 
22 Steinmeier, 2014. 
23 Vgl. Evaluierung der EU-Sanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der Men-
schenrechte. Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. September 2008 zur Evaluierung der 
EUSanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der Menschenrechte, Buchst. H. 
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Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist ein weiteres Prinzip der EU-Sanktionen. Die 

Einhaltung des Prinzips garantiert die Möglichkeit von angemessenen Ausnahmen im 

Rahmen von humanitären Gründen.24 Außerdem verlangt dieser Grundsatz, dass „dem 

Schaden, der durch Sanktionen entsteht, ein höheres oder größeres Gut entgegen-

steht. In vielen Fällen wird dieses Gut darin bestehen, dass eine (Rechts-)Ordnung 

aufrechterhalten wird, von der die Menschen universal profitieren.“25 

Die Wirksamkeit der Sanktionen soll regelmäßig überprüft werden. Das ist die Bedin-

gung für die schnelle notwendige Anpassung der Maßnahmen durch regelmäßige Kon-

trolle, ob die Ziele der Sanktionen noch aktuell sind. „Zur Gewährleistung adäquater 

Folgemaßnahmen zu EU-Sanktionsbeschlüssen wurde ein spezielles Ratsgremium 

eingerichtet… Dieses Gremium – die Gruppe der Referenten für Außenbeziehungen 

(RELEX) – tagt in regelmäßigen Abständen in ihrer speziellen Zusammensetzung 

"Sanktionen" (RELEX/Sanktionen), die nach Bedarf – auch durch Experten aus den 

Hauptstädten – verstärkt wird.“26 

Zu den Aufgaben des Ratsgremiums gehören unter anderem Informations- und Erfah-

rungsaustausch im Zusammenhang mit der Umsetzung von Sanktionen; Sammeln der 

Informationen über angebliche Versuche der Adressaten der Sanktionen die restriktive 

Maßnahmen der EU zu umgehen; Unterstützung bei der Bewertung der Ergebnisse der 

Sanktionen.27  

Einigen Autoren beschäftigen sich auch mit dem Thema der Prinzipien der Sanktionen. 

Laut Valls Prieto müssen die Sanktionen, die mit den Prinzipien des Rechtsstaates 

vereinbart sind, zwei Bedingungen erfüllen. Die erste Bedingung ist die Verankerung in 

Normen (diese Bedingung wurde durch das Sanktionsprimärrecht und durch das Fest-

halten von Sanktionen in den Verordnungen erfüllt). Die zweite Bedingung ist die Mög-

lichkeit, die Sanktionen gerichtlich zu kontrollieren (im Fall der Europäischen Sanktio-

nen erfolgt die Kontrolle durch den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) und 

durch die nationale Rechtsprechung).28 

  

 
24 Vg. Evaluierung der EU-Sanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der Men-
schenrechte. Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. September 2008 zur Evaluierung der 
EUSanktionen als Teil der Aktionen und Maßnahmen der EU im Bereich der Menschenrechte, Buchst. R. 
25 Koch, 2018, S. 374. 
26 Leitlinien zur Umsetzung und Evaluierung restriktiver Maßnahmen (Sanktionen) im Rahmen der ge-
meinsamen Außer- und Sicherheitspolitik der EU,  Teil IV, Nr. 94. 
27 Vgl. Leitlinien zur Umsetzung und Evaluierung restriktiver Maßnahmen (Sanktionen) im Rahmen der 
gemeinsamen Außer- und Sicherheitspolitik der EU,  Teil IV, Nr. 94. 
28 Vgl. Valls Prieto, 2008, S. 408. 
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3 Rechtliche Möglichkeiten der EU im Bereich der Sanktionen 

3.1 Bestehende Rechtsgrundlagen für die Sanktionen 

 

Bestimmte Sanktionen der EU sind ein Ergebnis der Umsetzung von Sanktionsbe-

schlüssen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (VN) durch die EU. Diese 

Sanktionsbeschlüsse verabschiedet der VN-Rat nach Kapitel VII der Charta der Ver-

einten Nationen.29 

Sonstige Sanktionen sind die autonomen Sanktionen der EU. 

Die Rechtsgrundlagen für die EU Sanktionen sind die EU-Verträge. Sie räumen der EU 

die Befugnis ein, die Sanktionen gegen Nicht-EU-Länder zu verhängen. 

Genauer genannt gehören dazu: 

• Titel V des Vertrags über die Europäische Union „Allgemeine Bestim-

mungen über das auswärtige Handeln der Union und besondere Best-

immungen über die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 

• Artikel 206 und 207 (Handel) und Artikel 216 bis 219 (internationale 

Übereinkünfte) des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (AEUV) 

• Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA)30 

Im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) kann der Rat 

beschließen, restriktive Maßnahmen gegen Drittländer, Organisationen oder Einzelper-

sonen zu verhängen. Diese Maßnahmen müssen im Einklang mit den in Artikel 21 des 

Vertrags über Europäische Union definierten Zielen der GASP stehen.31 

Artikel 28 oder 29 EUV sind die Rechtsgrundlagen für die Anordnung restriktiver Maß-

nahmen. Der Rat entscheidet in beiden Fällen durch einstimmigen Beschluss (Art. 31 

Nr.1 EUV).32 

„Leitlinien zur Umsetzung und Evaluierung restriktiver Maßnahmen (Sanktionen) im 

Rahmen der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU“ (Teil II, Buchstabe 

B) beschreiben die Umsetzung der Maßnahmen. 

 
29 Leitlinien zur Umsetzung und Evaluierung restriktiver Maßnahmen (Sanktionen) im Rahmen der Ge-
meinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik der EU, Teil II, Nr.3. 
30 Garcés de los Fayos, 2021. 
31 Leitlinien zur Umsetzung und Evaluierung restriktiver Maßnahmen (Sanktionen) im Rahmen der Ge-
meinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik der EU, Teil II, Nr. 2. 
32 Vgl. Deutscher Bundestag, 2017. 
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„Maßnahmen wie Waffenembargos oder Einreisebeschränkungen werden unmittelbar 

von den Mitgliedstaaten umgesetzt, die rechtlich verpflichtet sind, im Einklang mit den 

GASP-Beschlüssen des Rates zu handeln. Andere Maßnahmen, die auf die vollständi-

ge oder teilweise Aussetzung oder Einschränkung der Wirtschaftsbeziehungen zu ei-

nem Drittstaat abzielen, einschließlich des Einfrierens von Geldern und wirtschaftlichen 

Ressourcen, werden durch eine Verordnung umgesetzt, die vom Rat nach einem ge-

meinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspoli-

tik und der Kommission auf der Grundlage von Artikel 215 des Vertrags über die Ar-

beitsweise der Europäischen Union mit qualifizierter Mehrheit erlassen wird. Das Euro-

päische Parlament muss davon unterrichtet werden. Diese Verordnungen sind verbind-

lich und gelten unmittelbar in allen Mitgliedstaaten der EU; sie unterliegen der gerichtli-

chen Kontrolle durch den Gerichtshof und das Gericht in Luxemburg.“33 

3.2 Grenzen der Sanktionen 

 

Unabhängig von den gewünschten Ergebnissen der Sanktionen dürfen bestimmte 

Grenzen der Sanktionen nicht außer Acht gelassen werden. Problematisch bleibt, dass 

laut Matthias Valta, „die rechtlichen Grenzen von Sanktionen … noch unzureichend 

geklärt (sind).“34 

So können die negativen humanitären Folgen für die Sanktionen Grenzen der Zuläs-

sigkeit sein.35 

In diesem Sinne betont die Europäische Kommission, dass die Sanktionen der EU die 

Bereitstellung humanitärer Hilfe nicht behindern oder verhindern dürfen. Unerwünscht 

ist eine Überfüllung der Verbote, die dazu führen, dass die Bereitstellung humanitärer 

Hilfe beeinträchtigt wird.36 

Eine Grenze für die Sanktionen ist auch der schon erwähnte Grundsatz der Verhält-

nismäßigkeit. 

Diese Grundsatz wird verneint, „wenn die Gegenmaßnahmen den Unrechtsgehalt des 

sanktionierten Delikts weit übersteigen, zeitlich unbeschränkt sind oder irreversible 

Folgen haben, so dass selbst bei Beendigung des sanktionsauslösenden Verhaltens 

eine Aufhebung der Sanktionen die negativen Folgen der Sanktionen nicht mehr besei-

tigen würde.“37 

Eine Grenze für die Verhängung der Sanktionen sind auch die Menschenrechte. Durch 

die Sanktionen werden die Menschenrechte geschützt, aber gleichzeitig angegriffen. 
 

33 Leitlinien zur Umsetzung und Evaluierung restriktiver Maßnahmen (Sanktionen) im Rahmen der ge-
meinsamen Außer- und Sicherheitspolitik der EU, Teil II, Nr. 7. 
34 Valta, 2019, S. 3. 
35 Vgl. Koch, 2018, S. 371. 
36 Orientierungsvermerk der Kommission über die Bereitstellung von Humanitärer Hilfe zur Bekämpfung 
der Covid-19-Pandemie in einem Umfeld, in den restriktive Maßnahmen der EU 7983. 
37 Deutscher Bundestag, 2019., S.8. 
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Meistens wurden die Sanktionen auf die Regierungen, Organisationen, Gruppen oder 

Einzelpersonen, gerichtet. In der Wirklichkeit treffen vor allem die Wirtschaftssanktio-

nen die Zivilbevölkerung und verursachen Unruhe, Unstabilität, Veränderung von Le-

bensbedingungen. Matthias Valta macht darauf aufmerksam, dass „… auch die Ein-

wohner des die Sanktionen verhängenden Staates betroffen (sind), da ihnen der Han-

del – häufig unter Strafbarkeitsandrohung – verboten und der Abbruch mitunter lang-

jähriger Kundenbeziehungen zugemutet wird.“38 

Koch nennt die nächste Grenze für die Verhängung von Sanktionen und zwar, die 

„…verhängten Sanktionen dürfen nur Güter und Handlungen betreffen, auf die der 

Sanktionsnehmer keinen moralischen Anspruch hat.“39 Das gilt zum Beispiel für die 

Einreiseverbote für bestimmte Personen. Das Land oder der Verbund hat moralisches 

Recht selbst zu entscheiden, bestimmte Personen einreisen zu lassen. Auch im Fall 

von den Handelsbeschränkungen darf niemand gezwungen werden, die Handelsbe-

ziehungen fortzuführen und der Sanktionsnehmer hat darauf keinen moralischen An-

spruch. 

Die schwierigste Frage bei dem Verhängen der Sanktionen ist, ob die Sanktionen mehr 

Vorteile als Nachteile bringen. Noch komplizierter erscheint die Frage, „ob sich die ne-

gativen Folgen der Sanktionen mit den positiven Folgen verrechnen lassen.“40 

Aus diesem Grund ist die Aufgabe der Folgenabschätzung und Abschätzung der Wir-

kungen der Sanktionen schwer zu überschätzen. Bevor die Sanktionen verhängt wer-

den, soll die Frage beantwortet werden, ob die Möglichkeit besteht, dass die Sanktio-

nen ihre Ziele auch erreichen. Sozialwissenschaftliche und volkswirtschaftliche For-

schung sind geeignete Mittel, um ein möglichst genaues Verlaufsbild zu entwerfen.41 

  

 
38 Valta, 2019, S. 3. 
39 Koch, 2018, S. 370. 
40 Koch, 2018, S. 357. 
41 Vgl. Koch, 2018, S. 357- 358. 
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4 Einordnung der bestehenden Sanktionen gegen Russland in-

nerhalb der rechtlichen Sanktionsmöglichkeiten 

4.1 Welche Sanktionen gibt es? 

 

Die EU-Sanktionen sind unterschiedlicher Art. Bei umfangreichen Sanktionsmöglichkei-

ten handelt es sich hauptsächlich um Maßnahmen, die sich auf die Wirtschaft des be-

treffenden Staates negativ auswirken. 

Man kann die Sanktionen auf verschiedene Weise klassifizieren. 

In erster Linie klassifiziert man die Sanktionen nach den Bereichen, auf die sich die 

Sanktionen konzentrieren. In dem Sinne unterscheidet man die Sanktionen im weiteren 

und im engeren Sinne. Zu den erstgenannten Sanktionen gehören die diplomatischen 

Sanktionen – „der Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu dem Land, gegen das 

sich die Sanktionen richten, oder der Abzug der diplomatischen Vertreter der EU und 

ihrer Mitgliedstaaten.“42 

Zu den Sanktionen im engeren Sinne gehören: 

• Waffenembargos 

• Einreisebeschränkungen für gelistete Personen 

• Einfrieren der Vermögenswerte von gelisteten Personen und Organisati-

onen 

• Wirtschaftssanktionen oder Einschränkungen für bestimmte Wirtschafts-

zweige.43 

Man unterscheidet die Sanktionen, „die nur bestimmte wirtschaftliche Unternehmen 

betreffen oder sich … gegen die gesamte Bevölkerung richten.“44 

Die Sanktionen der EU gegen Russland im Unterschied zu den gegenseitigen Sanktio-

nen von Russland und der Ukraine haben nicht das Ziel, sich direkt auf die Gesell-

schaft auszuwirken und ihr Leben zu erschweren. Der russische Wirtschaftswissen-

schaftler Alexander Libman betont eine andere Vorgehensweise der EU. „Die EU und 

die USA nehmen für sich in Anspruch, dass ihre Sanktionen gegen die Eliten gerichtet 

sind und Kontakte in den Bereichen Bildung, Kultur und Zivilgesellschaft nicht beein-

 
42 Verschiedene Arten von Sanktionen, 2019.   
43 Vgl. Verschiedene Arten von Sanktionen, 2019.   
44 Vgl. Hafner, 2016, S. 396 - 397. 
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trächtigen“45. Das entspricht dem Grundprinzip der gezielten Einsetzung für die EU-

Sanktionen. 

Welche von den genannten möglichen Sanktionen wurden gegen Russland verwen-

det? 

Da das Ziel der antirussischen Sanktionen nicht nur das wirtschaftliche Zusammenle-

ben ist, wurden diplomatische Sanktionen verwendet. Dazu zählen „der Ausschluss 

Russlands aus der G8, wie auch die Aussetzung der Verhandlungen über einen Beitritt 

Russlands zur OECD und zur Energie Agentur sowie der regelmäßigen Gipfeltreffen 

zwischen der EU und Russland.“46 

Die Sanktionen gegen einzelne Personen, Gruppen oder Einrichtungen gehören zu 

den antirussischen Sanktionen. Dabei handelt es sich um restriktive Maßnahmen ge-

gen die Personen, die für Handlungen verantwortlich sind, welche die territoriale Un-

versehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen 

(Artikel 1 Beschluss 2014/145/GASP). 

Das sind führende Amtsträger, Mandatsträger, Militärs sowie mit diesen verbundene 

Zivilpersonen aus Russland, den ukrainischen Separatistengebieten und der Krim. Ab 

Dezember 2020 gelten diese restriktiven Maßnahmen für 177 Personen und 48 Ein-

richtungen. 

Kern der EU-Sanktionen gegen Russland sind die Wirtschaftssanktionen. Dazu gehö-

ren: 

• die Einschränkung des Zuganges für ausgewählte russische Banken 

und Unternehmen zu den Kapitalmärkten 

• das Verbot für Ein- und Ausfuhr von Waffen 

• das Verbot für Ausfuhr von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck 

für militärische Zwecke 

• Einschränkung des Zugangs zu bestimmten sensiblen Technologien, die 

für die Erdölförderung genutzt werden können 

Einige Sanktionen sind auch gezielt gegen die Krim und die Stadt Sewastopol gerich-

tet. Dazu gehören: 

• ein Verbot der Erbringung tourismusbezogener Dienstleistungen 

• Investitionsbeschränkungen 

 
45 Libman, 2016, S.3. 
46 Garcesde los Fayos, 2021. 
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• ein Einfuhrverbot für Waffen mit Ursprung auf der Halbinsel 

Schließlich wurde jede neue Finanzierung Russlands durch die Europäische Investiti-

onsbank und die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung untersagt.47 

4.2 Worauf lassen sich die Sanktionen rechtlich stützen? 

 

Die oben genannten Sanktionen lassen sich auf die Verträge und auf die für die Um-

setzung notwendigen Sekundärrechtsakte stützen. 

Die Umsetzung der Sanktionen wird in Form von EU-Verordnungen durchgeführt, die 

für alle EU-Länder gültig sind. Die Verordnungen gegenüber Russland basieren auf 

Beschlüssen (GASP) des Rates. 

Sanktionen gegen Personen wurden mit dem Beschluss 2014/145/GASP und der Ver-

ordnung (EU) Nr. 269/2014 vom 17. März 2014 verhängt. Der Beschluss wurde auf 

Grundlage von Artikel 29 EUV erlassen. Die Verordnung stützt sich auf Artikel 215 

AEUV. Die Sanktionen wurden letztens bis zum 15. September 2021 verlängert. 

Die Wirtschaftssanktionen – die Einfuhrverbote für Waren mit Ursprung auf der Krim 

und in Sewastopol, Ausfuhrbeschränkungen für Güter und Technologien, die in den 

Bereichen Verkehr, Telekommunikation, Energie, Öl, Gas und Mineralressourcen ver-

wendet werden können, damit verbundene Investitionsverbote – wurden mit dem Be-

schluss 2014/386/GASP und der Verordnung (EU) Nr. 692/2014 vom 23. Juni 2014 

verhängt. Auch hier sind die Rechtsgrundlagen Artikel 29 EUV und Artikel 215 AEUV. 

Die Beschränkungen der Wirtschaftsbeziehungen zur Krim und zu Sewastopol wurden 

zuletzt am 21. Juni 2021 bis zum 23. Juni 2022 verlängert.48 

Weitere Wirtschaftssanktionen – die Einschränkung des Zuganges für ausgewählte 

russische Banken und Unternehmen zu den Kapitalmärkten, das Verbot für Ein- und 

Ausfuhr für Waffen und das Verbot für die Ausfuhr von Gütern mit doppeltem Verwen-

dungszweck für militärische Zwecke, Einschränkung des Zugangs zu bestimmten sen-

siblen Technologien, die für die Erdölförderung genutzt werden können – wurden mit 

dem Beschluss 2014/512/GASP und der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 vom 31. Juli 

2014 verhängt. Auch hier sind die Rechtsgrundlagen Artikel 29 EUV und Artikel 215 

AEUV. 

Das Geltungsdatum der Sanktionen wurde aktuell mit Beschluss 2020/2143/GASP 

vom 17. Dezember 2020 bis zum 31. Juli 2021 verlängert. 
 

47 Vgl. Garcesde los Fayos, Fernando, 2021. 
48 Vgl. Restriktive Maßnahmen der EU als Reaktion auf die Krise in der Ukraine, 2021. 
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4.3 Welche weiteren Spielräume sind möglich? 

 

Die Liste von Wirtschaftssanktionen zeigt, dass die Europäische Union noch weitere 

Spielräume in die Richtung der Verschärfung der Sanktionen gegen Russland hat. 

Folgende Schritte sind denkbar: 

• Aufnahme in die Liste von Sanktionen des Verbotes des Zivilhandels 

• Ende des Bestandschutzes von Altverträgen (dadurch können die be-

troffenen Bereiche noch stärker von den Sanktionen getroffen werden) 

• Aufnahme in die Sanktionsliste des Importes von Energieträgern und 

anderen Rohstoffen, um die Abhängigkeit der EU von Russland noch zu 

vermindern49 

Als weitere mögliche Erweiterung der Sanktionen gegen Russland wurde der Stopp 

des Baus der Pipeline „Nord Stream 2“ diskutiert. Fraglich bei diesem Punkt ist aber 

wieder, wer die Kosten der Maßnahme trägt? Einerseits ist ein logischer Verlauf, die 

Sanktionen bei fehlenden Ergebnissen zu erweitern. Koch kommentiert diese Möglich-

keit auf folgende Weise: „Wenn ein … Staatverbund … in einer jahrelangen Handels-

praxis einem anderen Staat Erdgas abkauft … so entstehen natürlich auf beiden Seiten 

wechselseitige Erwartungshaltungen für die Zukunft … Wenn nun dieser erdgasver-

kaufende Staat sich in einer Weise verhält, dass der Staatenverbund zum Entschluss 

kommt, … mit diesem Staat keine Geschäfte mehr machen zu können, so muss er in 

vielen Fällen die Beziehung in der Tat einstellen.“50 

Andererseits fallen unter die „Opfer der Sanktionen“ auch europäische und deutsche 

Investoren. Da das Ziel der Sanktionen hauptsächlich ist die russische Regierung zu 

treffen, muss noch geklärt werden, ob Russland durch einen Stopp des Baus von 

„Nord Stream 2“ tatsächlich wirtschaftlich negativ getroffen wird. Der Botschafter Rolf 

Nikel schätzt die Nachteile für Russland in dem Fall nicht hoch ein. „Bei einem Stopp 

oder einer Suspendierung von Nord Stream 2 würde die europäische  Gasversorgung 

zunächst über die alten Leitungssysteme (Belarus/Polen und Ukraine) weiterlaufen. 

Substanzielle wirtschaftliche Umsatzeinbußen für Russland wären zunächst nicht zu 

gewärtigen, wohl aber zusätzliche Transiteinnahmen und eine kurzfristige Erhöhung 

der Versorgungssicherheit für Polen und die Ukraine.“51 Um die genauen Folgen von 

dieser Aktion einschätzen zu können, ist also eine umfangreiche Analyse von Vor- und 

Nachteilen dieser Maßnahme erforderlich. 

 
49 Vgl. Schrader, Laaser, 2017, S. 101. 
50 Koch, 2018,  S. 371. 
51 Nikel, 2020, S. 6. 
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Die Möglichkeit, den wirtschaftlichen Druck auf Russland noch spürbarer zu machen, 

besteht nicht nur in der inhaltlichen Erweiterung der Sanktionen, sondern auch in der 

Erweiterung der Zahl der Länder, die an den Sanktionen teilnehmen. 

Einige nichtwestliche Länder halten sich an westliche Verbote, teilen aber die EU-

Sanktionen nicht formal. Die Türkei hat zum Beispiel Export- und Importzölle einge-

führt, bleibt aber trotzdem ein wichtiger Handelspartner Russlands. 

China aber (wie es im Kapitel über die Handelsbeziehungen Russlands offensichtlich 

wird) baut aktiv die Beziehungen mit Russland auf und hilft ihm dabei, die Sanktions-

beschränkungen zu umgehen.52 

Mit Sicherheit verursachen die weiteren Sanktionen noch weitere Kosten in Russland 

und Europa. Gleichzeitig muss geschätzt werden, was bringt die Erweiterung der Sank-

tionen für die Friedensprozesse. Koch schreibt: „Die Europäische Union darf sich nicht 

als Zweckverband verstehen, der nur die Interessen der eigenen Mitgliedsstaaten und 

deren Bürger im Blick hat, sondern als ein Friedensprojekt, dessen Handlungen immer 

auch daran gemessen werden müssen, ob und inwieweit sie der Weltgesellschaft als 

Ganzes helfen. Das ist eine anspruchsvolle Forderung an die Politik und insbesondere 

an die eigenen Bürger.“53 

  

 
52 Dabrowska, 2017. 
53 Koch, 2014,  S.374 



  17 

5 Wirkung von Sanktionen der Europäischen Union auf die öko-

nomische Entwicklung Russlands 

5.1 Chronologie der Sanktionen gegen Russland im Zusammenhang 

mit der Annexion der Krim 

 

Die ersten Sanktionen gegen Russland wurden am 6. März 2014 von den Staats- und 

Regierungschefs der EU beschlossen. Es wurden restriktive Maßnahmen gegenüber 

von Personen aus der ehemaligen Regierung der Ukraine erlassen. Dadurch wurde die 

erste Gruppe Bürger von Russland und der Ukraine sanktioniert. Gemäß Artikel 2 Satz 

1 der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 des Rates vom 5. März 2014 wurden sämtliche 

Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die Eigentum oder Besitz von oben erwähn-

ten Personen sind oder von diesen gehalten oder kontrolliert werden, eingefroren. 

Der Anhang I des Beschlusses wurde mittlerweile auf 150 Personen und 38 Organisa-

tionen erweitert.54 

Durch den Beschluss 2014/145/GASP und Verordnung 2014/269 vom 17. März 2014 

wurde die Liste der sanktionierten Personen erweitert. Laut Artikel 1 des Beschlusses 

handelt es sich dabei um natürliche Personen, die unter anderem für Handlungen oder 

politische Maßnahmen verantwortlich sind, welche die territoriale Unversehrtheit, die 

Souveränität und die Unabhängigkeit der Ukraine verletzt haben. Der genannten Artikel 

enthält das Verbot der Einreise in oder die Durchreise durch das EU-Gebiet. Gemäß 

Artikel 2 der Verordnung werden sämtliche Gelder und wirtschaftliche Ressourcen, die 

im Besitz oder im Eigentum der aufgelisteten Personen stehen, eingefroren. 

Im Sommer 2014 wurden die EU-Sanktionen noch mehr verschärft. 

Mit dem Beschluss 2014/499/GASP des Rates vom 25. Juli 2014 wurden nicht nur 

weitere Personen, sondern auch die im Anhang des Beschlusses aufgelisteten Einrich-

tungen sanktioniert. 

Am 23. Juni 2014 wurden mit der Verordnung (EU) Nr.692/2014 die Einfuhr von Waren 

mit Ursprung auf der Krim oder in Sewastopol in die EU und die damit im Zusammen-

hang stehenden Finanzierung oder finanzielle Unterstützung verboten (Artikel 2). Er-

gänzend wurde am 30.Juli 2014 die Verordnung (EU) Nr. 825/2014 verabschiedet. Zu 

den bestehenden Sanktionen kommt ein Verbot von Investitionen in bestimmten Berei-

chen (Verkehr, Telekommunikation, Energie), ein Nutzungsverbot natürlicher Ressour-

 
54 Vgl. EU-Russland-Sanktionen, 2021 
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cen (Öl-, Gas-, Mineralressourcen) und Ausfuhrverbot für die wesentlichen Ausrüstun-

gen und Technologien dazu (Artikel 1). 

Am 18. Dezember 2014 wurden die Sanktionen gegen die Krim und die Stadt Se-

wastopol ausgeweitet. Der Erwerb oder die Erweiterung einer Beteiligung an Immobi-

lien, an Einrichtungen, Finanzgesellschaften auf der Krim oder in Sewastopol wurde 

verboten (Artikel 1, Absatz 1 des Beschlusses 2014/933/GASP des Rates vom 18. 

Dezember 2014). Durch den Beschluss wurde außerdem das Erbringen von touristi-

schen Dienstleistungen auf der Krim oder in Sewastopol durch die Firmen mit Sitz in 

der EU verboten (Artikel 1, Absatz 1 des Beschlusses). 

Die Beschränkungen der Wirtschaftsbeziehungen zur Krim und zu Sewastopol wurden 

zuletzt am 21. Juni 2021 bis zum 23. Juni 2022 verlängert.55 

Am 31. Juli 2014 wurden durch den Beschluss 2014/512/GASP des Rates vom 31. Juli 

2014 weitere Wirtschaftssanktionen verhängt. Der Handel und geschäftliche Verkehr 

mit fünf, im Anhang des Beschlusses aufgelisteten russischen Banken, die gemäß Arti-

kel 1 des Beschlusses zu über 50 % in öffentlicher Inhaberschaft oder unter öffentlicher 

Kontrolle dem Staat Russland gehören, wurde untersagt. 

Durch den gleichen Beschluss wurde die Lieferung von Waffen, Munition, Militärfahr-

zeugen und –ausrüstung nach Russland durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten 

untersagt (Art.2, Abs.1). 

Durch Artikel 3 des Beschlusses wurde ein Ausfuhrverbot aller Güter mit doppeltem 

Verwendungszweck zu militärischen Zwecken oder an militärische Endnutzer ausge-

sprochen. 

Durch den Beschluss 2014/658/GASP des Rates vom 8. September 2014 wurden die 

Sanktionen verlängert (Artikel 1 Absatz 3). Durch den Beschluss 2014/659 GASP des 

Rates gleichen Datums wurde in der EU der Handel mit Anleihen von 15 Russischen 

Unternehmen (Anhang II, III, IV) untersagt. 

Die Staats- und Regierungschefs der EU beschlossen im März 2015 die Aufhebung 

der oben genannten Wirtschaftssanktionen gegen Handelstausch mit Russland von der 

Umsetzung des Minsker Abkommens abhängig zu machen. Das Abkommen wurde 

zwischen Russland, der Ukraine und der Organisation für Sicherheit und Zusammen-

arbeit in Europa geschlossen. Zu den wichtigsten Punkten des Abkommens gehören 

die Anerkennung der Souveränität der Ukraine, unverzügliche und umfassende Waf-

fenruhe und der Abzug aller schweren Waffen durch beide Seiten (S/RES/2202 (2015) 
 

55 Vgl. Restriktive Maßnahmen der EU als Reaktion auf die Krise in der Ukraine, 2021.  
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Anlage I). Da die Umsetzung nicht stattgefunden hat, wurden die Sanktionen regelmä-

ßig um weitere sechs Monaten verlängert und gelten jetzt bis zum 31.Juli 2021.56 

Die regelmäßige Verlängerung der Sanktionen um sechs Monaten betrifft auch die 

individuellen Sanktionen. So wurden am 13. September 2018 die individuellen Sankti-

onen bis zum 15. März 2019 verlängert. Dabei handelte es sich um Reisebeschrän-

kungen und um Einfrieren von Vermögenswerten.57 Am 15. März 2019 wurden die 

Sanktionen um weitere acht Personen erweitert (Beschluss (GASP) 2019/415). 

Zurzeit unterliegen 177 Personen und 48 Einrichtungen den oben genannten Maß-

nahmen. Grund dafür sind die Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souve-

ränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben (Beschluss (GASP) 2019/415 des 

Rates vom 14. März 2019, Ziff. 3). Die Maßnahmen wurden bis zum 15. September 

2021 verlängert. 

5.2 Wirkung von Sanktionen auf die Handelsbeziehungen Russlands 

 

Die Teilnahme an zwischenstaatlichem Handel ist sehr wichtig für die ökonomische 

Entwicklung eines Landes. Durch die EU-Sanktionen wurden besonders die Handels-

beziehungen Russlands betroffen. 

Damit die Sanktionen wirksam sind, „müssen erstens intensive Geschäftsbeziehungen 

zu dem sanktionierten Land bestehen. Sanktionen können nicht das Verhalten von 

betroffenen Regierungen verändern, wenn das Handelsvolumen zwischen Absender 

und Adressat vernachlässigbar ist. … Zweitens muss der Schaden für den Adressaten 

größer sein als für den Absender, sprich: Die Geschäftsbeziehungen müssen asym-

metrisch sein.“58 

Trotz der Sanktionen ist die EU, laut offizieller Internetseite des Europäischen Parla-

ments „nach wie vor Russlands wichtigster Handelspartner … Die Handels- und Wirt-

schaftsbeziehungen werden jedoch von zahlreichen Faktoren getrübt. Beispielsweise 

hat Russland ein Einfuhrverbot für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel aus der EU ver-

hängt; hinzukommen WTO-Streitigkeiten und deutliche Einschränkungen der Möglich-

keiten von Unternehmen aus der EU, an Ausschreibungen zur Vergabe öffentlicher 

Aufträge in Russland teilzunehmen.“59 

 
56 Vgl. Restriktive Maßnahmen der EU als Reaktion auf die Krise in der Ukraine, 2021. 
57 Vgl. EU-Russland-Sanktionen, 2021. 
58 Kaufmann, 2020. 
59 Garcesde los Fayos, 2021. 
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Der erste wichtige Punkt bei der Analyse der Wirkung der EU-Sanktionen auf die Han-

delsbeziehungen Russlands ist die Antwort auf die Frage, wie sich Export- und Import-

volumen Russlands nach dem Einführen der Sanktionen entwickelt haben. 

Das Leibnitz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München hat Russ-

lands Außenhandel von 2008 bis 2018 analysiert. Daraus ergeben sich folgende Er-

gebnisse. 

Im Jahr 2018 gab es für Russlands Export besonders hohe Werte. Es wurden Waren 

im Wert von 438 Mrd. Euro exportiert. Der Import Russlands betrug in dem Jahr 292 

Mrd. Euro (siehe Abb.5.2-1). Das führte zum Handelsüberschuss, basierend haupt-

sächlich auf Güterhandel.60 

 

Abbildung 5.2-1: Entwicklung des Handelsvolumens Russlands 2008-2018 

 

Quelle: Flach, 2020, S.10 

 

Auf der Abbildung 5.2-1 kann man aber sehen, dass das Export- und Importvolumen 

ab dem Jahr 2015 deutlich zurückgeht. Der Export fällt im Vergleich zu dem Jahr vor 

dem Inkrafttreten der Sanktionen um 100 Mrd. Euro. Der Import im gleichen Zeitab-

schnitt fällt um 115 Mrd. Euro. 

 
60 Vgl. Flach, 2020, S. 10. 
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Die Wissenschaftler des ifo Instituts warnen davor, die Gründe dieser Entwicklung nur 

in den EU-Sanktionen zu sehen. Nicht nur die Menge, sondern auch die Preise aller 

exportierten Waren bilden die Werte der Abbildung 5.2-1. Folglich sind der Grund der 

negativen Entwicklung von Russlands Exporten nicht nur die Sanktionen, sondern 

auch das Fallen von Ölpreisen im entsprechenden Zeitraum.61 

Auch der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft nennt andere (außer Sanktionen) 

Einflussfaktoren, die einen Niedergang des russischen Handels verursacht haben. Au-

ßer gesunkenen Ölpreisen wurden auch der schwache Rubel-Kurs und innerrussische 

Modernisierungsdefizite genannt.62 

Der nächste wichtige Punkt bei der Analyse der Wirkung der EU-Sanktionen auf die 

Handelsbeziehungen Russlands ist die Frage, wie sich die Rolle der EU in den Han-

delsbeziehungen Russlands ab dem Sanktionsjahr verändert. 

Zu den wichtigsten Handelspartnern Russlands gehören die EU, China, die Eurasische 

Wirtschaftsunion (das waren 67% aller Exporte und 68% aller Importe Russlands im 

Jahr 2018). Die Auslandsgeschäfte Russlands sind also von diesen Partnern sehr ab-

hängig. Auf Grund von Sanktionen sind, laut Analyse der Experten des ifo Instituts, die 

Exporte in die EU und Importe aus der EU weniger geworden.63 

Diese negative Veränderung kann man auf der Abbildung 5.2-2 sehen. Sie zeigt die 

Anteile von Russlands Handelspartnern im Export und Import bezüglich des Güterhan-

dels. Laut der Tabelle sind die Exporte im Güterhandel in die EU-Länder (ohne 

Deutschland) zwischen 2013 und 2018 um 19 Mrd. Euro zurückgegangen. Das ent-

spricht 11,5 %. Die Importe aus den EU-Ländern (ohne Deutschland) im gleichen Zeit-

abschnitt sind um 18 Mrd. Euro (28 %) gesunken. 

Gleichzeitig demonstriert die Abbildung 5.2-2 immer noch eine deutliche Abhängigkeit 

Russlands von dem Markt Europas. Im Jahr 2018 gehen 46% der Exporte Russlands 

in die EU und 38 % der Importe Russlands wird aus den EU Ländern eingeführt. 

  

 
61 Vgl. Flach, 2020, S.11. 
62 Deutscher Bundestag (Hrsg.), 2017, S.9. 
63 Vgl. Gröschl, Teti, 2021, S.43, 
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Abbildung 5.2-2: Die Bedeutung der Handelspartner Russlands angesichts des Exportes und Im-
portes im Güterhandel 

 

Quelle: Flach, 2020, S.13 

 

Im Vergleich zu diesen Ergebnissen entwickelten sich die Handelsbeziehungen zwi-

schen Deutschland und Russland anders. Laut der Abbildung 5.2-2 sind die Exporte 

aus Russland nach Deutschland zwischen den Jahren 2013 und 2018 um 12 Mrd. Eu-

ro (70 %) gestiegen. 

Diesen Anstieg erklären die Experten „ausschließlich durch höhere Exporte von Roh-

stoffen, insbesondere von Erdgas und –öl ...“.64 

Nächster wichtiger Punkt bei der Analyse der Wirkung der EU-Sanktionen auf die Han-

delsbeziehungen Russlands ist die Frage, wie entwickeln sich die Handelsbeziehungen 

Russlands mit den anderen Ländern. 

Laut russischen Quellen (Zolldienst RF) sind China und Deutschland – die wichtigsten 

Handelspartner Russlands (siehe Abbildung 5.2-3). Die EU wurde in diesen Daten 

nicht als Ganzes betrachtet. 

 

 
64 Gröschl, Teti, 2021, S 44. 



  23 

Abbildung 5.2-3: Außenhandel Russlands mit ausgewählten Handelspartner (in Milliarden Euro) 

 

Quelle: Russland in Zahlen, 2021, S. 7 

 

Die Abbildung 5.2-4 zeigt die Entwicklung der Handelsbeziehungen Russlands mit den 

wichtigsten Handelspartnern zwischen 2013 und 2018. Man kann das Wachstum des 

Exportes nach China, in die Türkei, Südkorea und Deutschland feststellen. Die Exporte 

in die EU, Japan und die Ukraine gehen zurück. Ein Importwachstum erfolgt nur mit 

China, Indien und der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAEU). 

„Die starken relativen Rückgänge von Importen aus der Türkei, USA, Südkorea, Japan 

sowie der Ukraine ergeben sich aufgrund der niedrigen absoluten Werte der Importe“.65 

  

 
65 Flach, 2020, S.14. 
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Abbildung 5.2-4: Entwicklung der Handelsbeziehungen Russlands mit den wichtigsten Handels-
partnern zwischen 2013 und 2018 

 

Quelle: Flach, 2020, S.14 

 

Die nächste Frage, die beantwortet werden muss, ist: Auf welche Handelssektoren 

genau haben die EU-Sanktionen ihre Wirkung gezeigt? 

Aus der Analyse des ifo Instituts folgt, dass die Exporte Russlands nach Deutschland 

und in die EU sich hauptsächlich auf die drei größten Sektoren konzentrieren: Rohstof-

fe, Bergbau und Metalle (93 % aller Exporte nach Deutschland und 90% aller Exporte 

in die EU). Trotz der Sanktionen stieg der Export von Rohstoffen zwischen den Jahren 

2013 und 2018 sehr stark. Der Export im Rohstoffsektor nach Deutschland stieg um 

471 % (siehe Abbildung 5.2-5), in die restliche EU – um 10% (siehe Abbildung 5.2-6).66 

  

 
66 Vgl. Flach, 2020, S. 15. 
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Abbildung 5.2-5: Wachstum russischer Exporte nach Deutschland in den Jahren 2013-2018 (in 
Milliarden Euro) 

 

Quelle: Flach, 2020, S.16 

 

Abbildung 5.2-6: Wachstum russischer Exporte in die EU (ohne Deutschland) in den Jahren 2013-
2018 (in Milliarden Euro) 

Quelle: Flach, 2020, S.16 

Die Importe Russlands aus der EU sind weniger auf die großen Sektoren konzentriert. 

Und wie man in der Abbildung 5.2-7 sehen kann, sind die Importe zwischen den Jah-

ren 2013- 2018 in allen Bereichen zurückgegangen. 
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Abbildung 5.2-7: Entwicklung russischer Importe aus der EU (ohne Deutschland) in den Jahren 
2013-2018 (in Milliarden Euro) 

 

Quelle: Flach, 2020, S.18 

 

Im Ergebnis der Analyse der Wirkung der Sanktionen auf die Handelsbeziehungen 

Russlands kann man Folgendes feststellen: 

Russland bleibt nach wie vor von der Europäischen Union als Importeur und als Expor-

teur abhängig. Die Importe sind in den Jahren nach 2014 zurückgegangen. Folglich 

wächst die Rolle Chinas und der anderen Länder Asiens in den Handelsbeziehungen 

Russlands. Die Exporte sind wiederum aufgrund der Nachfrage nach Erdgas und Erdöl 

gewachsen. 
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5.3 Wirkung von Sanktionen auf die wichtigsten Wirtschaftssektoren 

 

Zu den Zielen der EU-Sanktionen gehört ganz gezielt einzelne Wirtschaftssektoren zu 

treffen. Welche Wirtschaftssektoren Russlands wurden besonders von den Sanktionen 

betroffen? 

Die Sanktionen der EU erhalten das Verbot der Ausfuhr für Dual-Use-Güter. Dabei 

handelt es sich „um Güter, die sowohl zivil als auch militärisch nutzbar sind z.B. be-

stimmte Chemikalien, Maschinen, Technologien und Werkstoffe…“67 

Besondere Wirkung haben diese Maßnahmen auf die russische Rüstungsindustrie, die 

von den Hochtechnologien aus den entwickelten Ländern abgeschnitten wurde.68 Einer 

der Gründe dafür war die Tatsache, dass Russland die Separatistenbewegung in der 

Ostukraine unterstützt hat. Allerdings sehen einige Experten die Betroffenheit der Rüs-

tungsindustrie Russlands eher kritisch. Der Grund dafür ist, (wie es schon im vorheri-

gen Kapitel festgestellt wurde) die Entwicklung der Handelsbeziehungen mit den asia-

tischen Ländern. „Die wichtigsten Absatzmärkte der dortigen Militärindustrie sind Chi-

na, Indien…“ und laut Experten, wird die Branche, „die zehn Prozent zum russischen 

Gesamtexport beisteuert und im Inland ein starker Beschäftigungsfaktor ist,…wenig 

beeinträchtigt.“69 

Nächster Wirtschaftssektor, der gezielt von den Sanktionen getroffen werden sollte, ist 

die Erdölwirtschaft. 

Durch den Exportstopp für Technologien im Bereich Erdölförderung sollten die Er-

schließung von neuen Ölfeldern gestoppt und die Kooperation zwischen russischen 

und europäischen Energieunternehmen verkompliziert werden. Die Sanktionsmaß-

nahmen greifen aber nicht auf die bereits abgeschlossenen Verträge. Eines der größ-

ten Projekte in dem Bereich – Nord Stream 2 – läuft weiter. Die Experten bezweifeln 

aus diesem Grund eine starke negative Wirkung der Sanktionen auf diesen Wirt-

schaftssektor.70 Auch die Zahlen aus russischen Quellen (siehe Abbildung 5.3-1) zei-

gen keine negativen Entwicklungen in Förderung und Export der Erdölindustrie. 

  

 
67 Dual-Use-Güter, 2021. 
68 Fischer, 2017, S.3. 
69 Willershausen, Welp, 2014. 
70 Fischer, 2017 , S.4. 
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Abbildung 5.3-1: Russische Erdölindustrie, Förderung und Export (in Millionen Tonnen) 

 

Quelle: Russland in Zahlen, 2020 S. 18 

 

Die Entwicklung der Ölwirtschaft zeigt gleichzeitig die Entwicklung der russischen Wirt-

schaft insgesamt, da diese letztens von den Einnahmen aus dem Ölgeschäft und von 

den Ölpreisen sehr abhängig ist. Die Abbildung 5.3-2 zeigt die beinahe parallele Ent-

wicklung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) und der Ölpreise in Russland.71 

So lange diese Abhängigkeit so stark ist, bestehen gute Chancen, dass die Sanktio-

nen, die den Ölhandel mit Russland beschränken, eine starke Wirkung auf die Wirt-

schaft Russlands haben werden. 

  

 
71 Beer, 2019, S. 5. 
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Abbildung 5.3-2: Abhängigkeit der russischen Wirtschaft von den Ölpreisen 

 

Quelle: Beer, 2019, S. 6 

 

Als Maßnahmen gegen die EU-Sanktionen hat Russland ein Embargo auf Lebensmittel 

aus Europa verhängt. Einige Experten sehen in den Gegensanktionen im Bereich der 

Landwirtschaft einen Versuch Russlands „einen Keil zwischen die landwirtschaftlich 

und die industriell geprägten Länder innerhalb der EU zu treiben.“72 

Die Maßnahmen hatten aber eine positive Wirkung auf den Landwirtschaftssektor 

Russlands. 

Die Agrar- und Ernährungssektoren entwickelten sich mit schnellem Tempo in Rich-

tung der Selbstversorgung. Als Beispiel kann man in der Abbildung 5.3-3 die Entwick-

lung im Schweinefleischsektor beobachten. 

Die Erhöhung der Selbstversorgung bei Schweinefleisch zwischen 2013 und 2017 er-

folgte von 73 % auf 88 %. Die Importe gehen deutlich zurück, die inländische Produkti-

on steigt gleichzeitig. 

  

 
72 Zweynert, 2014. 
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Abbildung 5.3-3: Entwicklung der Selbstversorgung Russlands bei Schweinefleisch 

 

Quelle: Russland-Analysen Nr.361, 11/2018 S. 4 

 

Der Banken- und Unternehmenssektor sollte auch von den EU-Sanktionen stark betrof-

fen sein. Im Rahmen von Sanktionen wurde den betroffenen Banken der Zugang zu 

westlichen Krediten versperrt. Wie stark waren die Banken bzw. Unternehmen dadurch 

betroffen? 

Die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen, dem Zentrum für Osteuro-

pa- und internationale Studien und die Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde ha-

ben versucht diese Frage auf Grund von durchgeführten Analysen zu beantworten. 

Laut der Analyse gehört zu den Methoden die personenbezogenen Sanktionen zu um-

gehen, das Umschreiben der Unternehmen auf eine andere Person. Zum Beispiel ließ 

der Oligarch, Genadij Timschenko das Unternehmen „Gunvor" auf seinen schwedi-

schen Geschäftspartner Sven Olsen umschreiben. Dreißig Prozent seiner Holding 

"Russkoje More" verkaufte er an seinen Schwiegersohn Gleb Frank. Allerdings wurden 

in diesen Fällen die Sanktionen meistens auf die neuen Besitzer erweitert.73 

Für die staatlichen Banken sind die Sanktionen eine starke Einschränkung, weil sie bei 

westlichen Banken keine langfristigen Kredite mehr aufnehmen können. Aus diesem 

Grund wurden neue Finanzierungswege gesucht. Zu den wichtigen alternativen Fi-

nanzquellen wurden die von den Sanktionen nicht betroffenen Banken. 

Als Gegenmaßnahmen wurden durch die russische Regierung mehrere Fonds ge-

schaffen mit dem Ziel, die Investitionen in die russische Wirtschaft mitzufinanzieren. 

 
73 Vgl. Dabrowska, 2017. 
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Als Beispiel, wurde die private Bank „Otkritije“ zu einer wichtigen Finanzierungsquelle 

für kremlnahe Banken und Firmen. Seit der Einführung der Sanktionen sind die Aktiva 

der Bank „Otkritije“ fünfmal größer geworden, was seine Rolle als Finanzierungs-

instrument deutlich beweist.74 

Bei der Frage der Wirkung der Sanktionen auf die verschiedenen Wirtschaftssektoren 

und konkret auf den Bankensektor muss man besonders die Rolle Chinas noch mal 

erwähnen. 

Den chinesischen Banken steht es frei, auch Unternehmen, die sanktioniert wurden, 

langfristige Kredite zu verleihen. Zum Beispiel, stellten die chinesische Export-Import 

Bank und die Entwicklungsbank der Volksrepublik für das Projekt „Yamal LNG“ 12 Mil-

liarden US-Dollar zur Verfügung. Die Gesamtkosten dabei waren 27 Milliarden USD.75 

  

 
74 Vgl. Dabrowska, 2017. 
75 Vgl. Dabrowska, 2017. 
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6 Ergebnisse der Sanktionen und Ausblick auf die zukünftigen 

Handelsbeziehungen mit Russland 

6.1 Ergebnisse und Ausblick 

 

Ziel meiner Bachelorarbeit ist, die Frage zu beantworten, ob die Sanktionen ihr Ziel 

erreichen oder in Zukunft erreichen können. Die Messung des Sanktionserfolges oder 

Misserfolges ist nicht einfach. 

Soll der Erfolg der Sanktionen nur an der Politikänderung Russlands gemessen wer-

den, müssen die Sanktionsziele und Forderungen zur Politikänderung deutlich formu-

liert sein. 

Einige Autoren sehen gerade das Fehlen von klar formulierten Zielen als Hauptproblem 

von antirussischen Sanktionen, weil dadurch auch die Bedingungen für die Aufhebung 

von Sanktionen ungenau sind76. 

Allgemein sind die Ziele der Sanktionen gegen Russland auch schon oben erwähnte 

Ziele der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Diese Ziele, gleichzeitig Forde-

rungen findet man in den Sanktionsbeschlüssen. Das sind unter anderem das Revidie-

ren der Annexion der Krim und Sewastopols; das Schließen der Grenze zur Ukraine für 

Material, Waffen und illegale Kämpfer und die Umsetzung des Minsker Abkommens 

vom September 2014. Schließlich sollen die Sanktionen die Politik Russlands im Kon-

flikt in der Ostukraine beeinflussen. 

Einige Experten, zum Beispiel Michael Harms vom Ost- Ausschuss der Deutschen 

Wirtschaft schätzt die Wirkung von Wirtschaftssanktionen auf Verhaltensänderungen 

im politischen Bereich als sehr niedrig bis gar keine ein77. Tatsächlich waren die oben 

aufgezählten Forderungen nicht erfüllt. Auch in der Zukunft sehen die Experten die 

Wiederausgliederung der Krim aus der Russischen Föderation als eher unwahrschein-

lich. Im Gegenteil, die Gegensanktionen Russlands sind eher ein Zeichen von fehlen-

den Absichten Russlands, die Forderungen EU zu erfüllen. Fraglich ist, ob die Tatsa-

che, dass die Sanktionen die Gegensanktionen verursachen, sie zu keinem wirksamen 

Mittel für die europäische Politik machen und ob es möglich ist, die politischen Ziele 

durch diesen Weg zu lösen. 

Warum ist die Wirkung der Sanktionen nicht so groß wie erwartet? 

 
76 Vgl. Kulessa, 2014, S. 268 
77 Deutscher Bundestag, 2021. 
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Einer der Gründe dafür ist, wie aus dem Kapitel „Wirkung der Sanktionen auf die Han-

delsbeziehungen Russlands“ folgt, dass sich Russland immer weiter unabhängig von 

den westlichen Handelspartnern macht. 

Die Analyse der wirtschaftlichen Lage in Russland hat gezeigt, dass Russland sehr 

aktiv gegen Sanktionen reagiert hat: die Handelsbeziehungen mit China und anderen 

Ländern Asiens entwickeln sich; der Landwirtschaftssektor Russlands entwickelt sich in 

die Richtung der Selbstversorgung. 

Auch viele russische Unternehmen mussten sich soweit es ging unabhängig von Europa 

machen. Durch die Sanktionen war der Zugang zu den Finanzmärkten EU und USA er-

schwert. Als Ergebnis mussten russische Unternehmen ihre ausländischen Schulden 

zurückzahlen. Gleichzeitig hat Russland seine internationalen Finanzreserven erhöht.78 

Diese Fakten kann man als ein Zeichen interpretieren, dass sich die russische Wirt-

schaft an die Beschränkungen, die durch EU-Sanktionen verursacht wurden, ange-

passt hat. 

Der Vorsitzende des Deutsch-Russischen Forums Matthias Platzeck erklärt die negati-

ven Ergebnisse von Sanktionen so: „Der Umsturz in der Ukraine wird im Westen und in 

Russland unterschiedlich interpretiert. Aus westlicher Sicht handelte es sich um eine 

europäische Revolution der ukrainischen Zivilgesellschaft, aus russischer Sicht um 

einen vom Westen unterstützten und mitorganisierten Regimewechsel.“79 

Folglich wird der Konflikt in der Ukraine von der russischen Gesellschaft als notwendi-

ge und kritische Sicherheitsangelegenheit verstanden werden. In dem Sinne haben die 

EU-Sanktionen das Ziel, eine starke Oppositionsbewegung zu verursachen nicht er-

reicht. 

In dem Fall kann man die geringe Wirkung der Sanktionen durch die geringe politische 

Verwundbarkeit Russlands erklären.80 

Der nächste Grund für die negativen Ergebnisse der EU-Sanktionen gegen Russland 

sind die gegenseitigen Sanktionen zwischen Russland und der Ukraine selbst. „Im 

September 2015 verhängte Kiew Sanktionen gegen 105 russische Unternehmen aus 

den Bereichen Transport, Finanzen, Medien und IT. Zum 25. Oktober 2015 wurde der 

Flugverkehr zwischen Russland und der Ukraine eingestellt; seit dem 26. November 

2015 gilt auch ein Überflugverbot für russische Fluggesellschaften im ukrainischen 

Luftraum. Anfang Januar 2016 wurden – als Reaktion auf Moskaus Strafmaßnahmen – 
 

78 Beer, 2019, S. 5.  
79 Platzeck, 2020, S.109. 
80 Vgl. Götz, Roland, 2014. 
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Embargos gegen russische Importe (bestimmte Lebensmittel und Industriegüter) ver-

hängt.“81 

Sie verursachen Unsicherheit und erschwerte Kommunikation zwischen den beiden 

Ländern. Die Sanktionen der Ukraine gegen Russland entsprechen also nicht den Inte-

ressen der EU und den Zielen der EU-Sanktionen, weil unter anderem zu diesen Zielen 

gehört, die Wirtschaft der Ukraine zu stärken und die Beziehungen zwischen beiden 

Ländern zu normalisieren. 

Die Sanktionen von Kiew gegen Russland bringen der Ukraine selbst viel Schaden, 

verursachen innere Spaltung im Land und zeigen keine politische Wirkung auf die Lö-

sung der Krise. Die Möglichkeiten der EU die ukrainischen Sanktionen zu verhindern 

oder zu minimieren sind gering. Innenpolitische Probleme zwischen beiden Ländern 

sind der Grund dafür, dass die ukrainische Führung unabhängig von politischen Er-

gebnissen weitere Sanktionen gegen Russland unternehmen wird. Die Wirkung der EU 

ist in diesem Konflikt minimal. Für die EU bleibt aber die Notwendigkeit, sich von Kiews 

Sanktionen zu distanzieren und alles dafür zu tun, damit sie nicht als Teil von EU-

Sanktionen gesehen werden. 

Zu den positiven Ergebnissen der Sanktionen gehört laut Kulissa die Tatsache, dass 

aus Furcht vor weitergehenden Sanktionen, Russland auf ein weiteres offenes Einrü-

cken in die Ukraine verzichtet hat.82 Fraglich ist, ob das zu den Plänen der russischen 

Regierung gehörte. 

Die zukünftigen Handelsbeziehungen mit Russland sind von der Frage abhängig, ob 

die Sanktionen gegen Russland abgeschafft werden oder erhalten werden müssen. 

Diese Frage wurde bis jetzt noch nicht beantwortet. Prof. Dr. Michael Brzoska bezwei-

felt, dass die Sanktionen im Fall, dass sie nicht erfolgreich sind, aufgehoben werden. 

Die Sanktionen werden in diesem Fall auch in der Zukunft verlängert, auch wenn sie 

sich als wirkungslos bewiesen haben.83 Ein Grund für das Behalten der Sanktionen ist 

außerdem ein Signal, das in diesem Fall Russland und der restlichem Welt gesendet 

wird und „zwar das der Resignation gegenüber dem Verhalten, das den Anlass für die 

Sanktionen gegeben hat.“84 

Also werden die Sanktionen aufgehoben in dem Fall, wenn sie am Ende Erfolg mit sich 

bringen. Als nächste logische Konsequenz ergibt sich die Frage, ob Sanktionen (konk-

 
81 Liebman, 2016, S. 2. 
82 Kulessa, 2014, S. 268. 
83 Vgl. Brzoska, 2014, S. 272 
84 Brzoska, 2014,  S. 272 
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ret im Fall Russlands) ein wirksames Mittel zur Durchsetzung europäischer Ziele sind? 

Die Antwort auf diese Frage ist sehr umstritten. 

Laut Kulessa und Strack „um ihre Wirkung zu entfalten, müssen die Sanktionen effi-

zient, effektiv und erforderlich sein.“85 

Effizient sind die Sanktionen, wenn alle Mitgliedsstaaten an den sanktionierenden 

Maßnahmen teilnehmen und die Sanktionen in das eigene Recht und die Verwaltung 

integrieren. Das entspricht auch dem Europarecht. Denn nach Artikel 29 EUV und Arti-

kel 215 AUEV tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass ihre einzelstaatliche Politik 

mit den Standpunkten der Union in Einklang steht. 

Prof. Joachim Zweynert (Universität Witten/Herdecke) schreibt: „Damit eine Gruppe 

von Staaten erfolgreich Sanktionen verhängen kann, müssen die beteiligten Regierun-

gen bereit sein, nationalstaatliche Egoismen zugunsten eines kollektiv verfolgten Ziels 

aufzugeben. Und sie müssen sich auf ein Maßnahmenpaket einigen, dessen volkswirt-

schaftliche Kosten auf Seiten der sanktionierenden Staaten immer ungleich verteilt sein 

werden. In dieser Demonstration der Fähigkeit, kollektiv zu handeln, liegt die eigentli-

che Bedeutung von Sanktionen als Akte politischer Kommunikation.“86 

Einige Beispiele zeigen wiederum, dass die Sanktionen in diesem Sinne einige Lücken 

haben. Im August 2017 wurden die Gasturbinen der Firma „Siemens“ auf der Krim ent-

deckt. Die deutsche Regierung und das Unternehmen selbst versicherten in diesem 

Fall unschuldig und unwissend zu sein. Zwar wurde als Reaktion auf diesen Fall die 

Erweiterung der Sanktionen auf russische Firmen, die für diesen Import verantwortlich 

waren, durchgesetzt. Trotzdem war der Fall ein Zeichen, dass die Sanktionen nicht 

absolut effizient sind.87 Man darf also nicht unterschätzen, dass es Möglichkeiten gibt, 

die Sanktionsbeschränkungen zu umgehen. 

Möglicherweise geht es in solchen Fällen um die Fortsetzung der Geschäfte mit westli-

chen Partnern unter veränderten Bedingungen. Dabei wissen die westlichen Unter-

nehmen nicht, dass sie mit sanktionierten Unternehmen kooperieren oder gegen die 

Vorschriften des Krim-Embargos verstoßen. „Unter den Fällen, in denen die Kooperati-

on mit den russischen Partnern fortgesetzt wurde, sind auch solche, in denen westliche 

Firmen vermutlich wussten, dass sie getäuscht werden und solche, wo die ersteren 

glaubhaft zu machen versuchen, dass sie vom wahren Charakter der wirtschaftlichen 

Zusammenarbeit mit Russland keine Ahnung hatten. Zu den letzteren gehört der Fall 

 
85 Kulessa, Strack, 1997, S. 4 
86 Zweynert, 2014 
87 Dabrowska, 2017. 
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der deutschen Firma "Siemens", deren Gasturbinen im Sommer auf der Krim lande-

ten.“88 

Effektiv sind die Sanktionen, wenn ihre Wirkung auf die Wirtschaft oder das Ansehen 

des Sanktionslandes negativ ist. Das Ergebnis von effektiven Sanktionen ist, nach Ku-

lessa und Strack, die Isolierung des Staates. Wirksam sind die Sanktionen, welche die 

Politik des Sanktionslandes tatsächlich beeinflussen. Das findet statt, wenn das Sank-

tionsland die Bedingungen für die Sanktionsaufhebung erfüllt.89 Oben betrachtete Wir-

kung der Sanktionen auf die Handelsbeziehungen und auf die Wirtschaft Russlands 

zeigen, dass im Ergebnis Russland sich von Europa mehr isoliert und sich auf die 

Handelspartner in Asien konzentriert. Die Wirkung auf die Wirtschaft Russlands ist 

eher gering. Die negativen Entwicklungen in einigen Wirtschaftssektoren sind auch 

durch andere Faktoren zu erklären. 

An diese Stelle darf man auch nicht vergessen, dass die Kosten für die EU-Länder 

überschaubar sein sollten. Zu den negativen Folgen der Sanktionen gehört auch die 

Betroffenheit der europäischen Unternehmen. Das ifo Institut im Auftrag der IHK Düs-

seldorf hat im Jahr 2020 eine Unternehmensbefragung in Deutschland durchführt. Die 

Betroffenheit der deutschen Unternehmen fällt regional sehr unterschiedlich aus (siehe 

Abb. 6.1-1). 

„In Sachsen geben 61% aller teilnehmenden Unternehmen an, besonders durch eines 

der Sanktionsregime in ihrem Verkauf von Waren und Dienstleistungen nach Russland 

betroffen zu sein. Dies steht in einem engen Zusammenhang mit der historischen und 

wirtschaftlichen Verflechtung sächsischer Unternehmen mit Russland und der relativen 

Wirtschaftsstärke Sachsens im Vergleich zu den anderen neuen Bundesländern. Im 

Vergleich dazu geben 42% der Firmen in Niedersachsen und 40% in Hessen an, durch 

die Sanktionen in ihrem Verkauf von Waren und Dienstleistungen nach Russland be-

troffen zu sein. Auch im Einkauf von Waren oder Dienstleistungen wird die enge histo-

rische und wirtschaftliche Bindung zwischen Sachsen und Russland deutlich; der Anteil 

betroffener Unternehmen liegt aber nur bei 15%. Insgesamt sind die befragten Unter-

nehmen am deutlichsten beim Verkauf von Waren und Dienstleistungen durch die 

Sanktionen beeinträchtigt.“90 

  

 
88 Dabrowska, 2017. 
89 Vgl. Kulessa, Strack,  1997, S. 5. 
90 Gröschl, Teti, 2021, S.45-46. 
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Abbildung 6.1-1: Anteil der durch die Sanktionen betroffenen Unternehmen nach Regionen in 
Deutschland 

 

Quelle: Göschl, Teti, 2021, S.45 

 

Schließlich ist die Frage zu beantworten, ob die Sanktionen gegen Russland erforder-

lich waren. Viele Autoren stellen die Frage, ob die Sanktionen nicht eine zu schnelle 

Entscheidung waren. Einerseits eröffnen die Sanktionen die Möglichkeiten den er-

wünschten Effekt zu erreichen, andererseits aber bringen sie die Dialogprozesse und 

die Beziehungen zwischen den Ländern in Gefahr. 

Es gibt viele Autoren, welche die Sanktionen gegen Russland als nicht erforderlich 

definieren und eher dazu neigen Russlands Sicht des Ukraine-Konfliktes zu erklären. 

Die Moskau-Korrespondentin der ARD Gabriele Krone-Schmalz sieht den Weg aus der 

Krise, wenn man versucht, Russlands Handeln zu verstehen. Zu den wichtigsten Zielen 

Russlands gehören laut Gabriele Krone-Schmalz, Sicherheit und Ruhe im Inneren 

Russlands und an ihren Grenzen. Die Ukraine, die sich im destabilisierten Zustand 
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befindet, entspricht nicht den Interessen Russlands. Gleichzeitig entspricht nicht diesen 

Interessen die vom Westen und der NATO genutzte Krim.91 

Die häufigere Meinung ist aber, … dass die Reaktionen auf das Handeln von Russland 

in Form von Sanktionen notwendig waren. Erstens, hat Russland die territoriale Integri-

tät der Ukraine verletzt und separatistische Aufstandsbewegungen unterstützt. Gareis 

sieht als noch wichtigeren Grund für die Notwendigkeit antirussischer Sanktionen 

„…der immer offener vorgetragene Anspruch des russischen Präsidenten Wladimir 

Putin, das regionale Umfeld Russlands gemäß seinen eigenen machtpolitischen Vor-

stellungen zu gestalten.“92 

Der komplette Verzicht auf die Sanktionen hätte mit sich die Gefahr gebracht, dass 

auch andere Staaten der Region (insbesondere Georgien und die baltischen Länder) in 

ihrer Souveränität angegriffen werden könnten.93 

Auch Joachim Zweynert betont, dass die westliche Staatengemeinschaft auf solchen 

Verstoß gegen das Völkerrecht nur verbal, mit Sanktionen oder mit militärischem Ein-

greifen reagieren kann. „Militärisches Eingreifen und Verhandeln schließen sich tat-

sächlich aus. Sanktionen als Akt politischer Kommunikation haben demgegenüber ge-

rade den Vorteil, dass sie es erlauben, gleichzeitig auch verbal miteinander zu kom-

munizieren.“94 

Wenn die Sanktionen mit Russland nicht abgeschafft werden (und zu diesem Ergebnis 

tendiert die Bachelorarbeit), entwickeln sich die Handelsbeziehungen mit Russland 

eher verlangsamt, Gründe dafür sind die schon festgestellten Faktoren: 

• Erhöhung der Bedeutung Chinas und anderen asiatischen Ländern als 

Handelspartner Russlands 

• Schrumpfen der Bedeutung der EU als Handelspartner Russlands 

• Umstellung Russlands auf Kurs der Selbstversorgung, besonders im 

Landwirtschafts- und Agrarsektor 

• Ziel Russlands die Abhängigkeit von Öl- und Gasexporten zu verringern 

 

In einigen Wirtschaftssektoren stehen die Chancen der Handelsbeziehungen mit Russ-

land aber positiv. 

 
91 Vgl.  Krone-Schmalz , 2015, S. 163-164. 
92 Gareis, 2014, S. 265. 
93 Vgl. Kulessa, 2014, S.  267. 
94 Zweynert, 2014. 
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Russland bleibt nach wie vor von ausländischen Technologien abhängig. „Sie wird zur 

Erschließung und Förderung von Lagerstätten, für die Verarbeitung von Öl und Gas, 

beim Transport, der Stromerzeugung und für den Ausbau der Infrastruktur benötigt.“95 

  

 
95 Schulze, 2020. 
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7 Fazit 

 

Laut dem russischen Wirtschaftswissenschaftler Dr. Alexander Libman verursachen die 

Sanktionen neue Konflikte und Konfrontationen, sowie neue wirtschaftliche Kosten. 

Diese Kosten betreffen alle Staaten (auch Staaten, von denen die Maßnahmen ausge-

hen).96 Die Betroffenheit der sanktionierenden Länder ist unterschiedlich. Laut dem 

Präsident des Instituts für Weltwirtschaft, Gabriel Felbermayr, „leiden insbesondere 

Deutschland und insgesamt die osteuropäischen Mitgliedsstaaten der Europäischen 

Union unter den Russland-Sanktionen mehr als andere Länder.“97 

Wie wirksam sind aber die Sanktionen gegen Russland? 

Ich komme in meiner Bachelorarbeit zu der Auffassung, dass die Ergebnisse der Sank-

tionen eher als gering einzustufen sind. Sollten die Sanktionen später noch Erfolge 

zeigen, ist es fraglich, ob die Kosten für alle Beteiligten nicht übermäßig groß werden. 

Es geht dabei nicht nur um materielle Kosten, sondern auch um die Distanz zwischen 

den Ländern und dadurch entstandene Schwierigkeiten einen Dialog zu führen. 

Man darf also nicht vergessen, dass die Sanktion ein politisches Instrument ist und das 

Ziel hat, den Einfluss der russischen Regierung in der Ukraine möglichst stark zu redu-

zieren. 

Es ist fraglich, ob die Sanktionen eine Änderung der Politik Russlands bewirken. Bis 

jetzt ist noch kein Effekt erkennbar. 

Eine starke Änderung des politischen Kurses Russlands ist kaum zu erwarten. Präsi-

dent Wladimir Putin wurde bei der Wahl 2018 für eine vierte Amtszeit gewählt. Unter 

seiner Führung im Jahr 2020 wurden die Verfassungsänderungen verabschiedet. Die-

se Verfassungsänderungen ermöglichen ihm, auch nach dem Jahr 2024 (über das 

Ende seiner laufenden Amtszeit hinaus) an der Macht zu bleiben. 

In der Hoffnung auf ein Umdenken Russlands in der Ukraine Politik wurden die Sankti-

onen verlängert. 

Ob Sanktionen die gewünschte Wirkung haben, ist sehr stark davon abhängig, ob sie 

mit dem Dialogprozess verbunden sind. Diplomatische Kanäle unabhängig von den 

Sanktionen sollten möglichst offen bleiben. 

 
96 Vgl. Libman, 2016, S. 1 
97 Felbermayr, 2021. 
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Auch wirtschaftliche Beziehungen mit Russland dürfen nicht komplett unterbrochen 

werden. Schließlich haben nicht alle russischen Unternehmen mit der Ukraine-Krise 

etwas zu tun. Sehr wichtig ist auch, dass die vielen westlichen (sehr stark auch die 

sächsischen) Firmen an den Wirtschaftsbeziehungen mit Russland sehr interessiert 

sind. 

Nicht zuletzt fördern die Sanktionen eine weitere Öffnung Russlands zu China und wei-

teren asiatischen Ländern, was den Einfluss Europas noch weiter einschränkt. 

Ein Nebeneffekt der Sanktionen ist der Ausbau der Selbstversorgung durch die russi-

sche Landwirtschaft, was zukünftige Absatzmärkte für europäische landwirtschaftliche 

Erzeugnisse reduziert. Die Abhängigkeit Russlands von Europa und eine damit mögli-

che Einflussnahme wird durch so drastische Mittel wie den Sanktionen ungewollt ver-

ringert. Damit wird eine zukünftige politische und ökonomische Zusammenarbeit er-

schwert. 

Letztendlich musste die westliche Staatengemeinschaft auf die Verletzung des Völker-

rechts durch Russland angemessen reagieren. Sanktionen waren das Mittel der Wahl, 

um ein militärisches Eingreifen zu verhindern und die Tür zum Dialog offen zu lassen. 

Abschließend kann man feststellen, dass Sanktionen nur als äußerstes Mittel und mit 

größter Umsicht eingesetzt werden sollten, da sie in diesem Fall nicht nur Russland 

sondern auch der Europäischen Union schaden und zugleich die Handelsbeziehungen 

zu asiatischen Ländern insbesondere China unumkehrbar stärken. Verhandlungen auf 

diplomatischer Ebene sollten möglichst immer im Vordergrund stehen. 
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8 Kernsätze 
 

1 Handelsbeziehungen Russlands zu EU-Ländern schrumpfen und ohne Aufhebung 
der Sanktionen wird sich dieser Vorgang weiter fortsetzen 
 

2 Handelsbeziehungen zu asiatischen Ländern insbesondere China entwickeln sich 

 

3 Wirkung der Sanktionen auf Russlands Wirtschaftssektoren sind gering 

 

4 Sanktionen waren als Reaktion auf die Verletzung des Völkerrechts durch Russ-

land als Strafmaßnahme von symbolischer Bedeutung 
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